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Vorblatt 


Entwurf eines Gesetzes 

zu dem Vertrag vom 30. Mai 1969 zwischen der Bun- 
desrepublik Deutschland und der Schweizerischen Eid- 
genossenschaft über die Deckung bei Verkehrsunfällen 

(Schriftlicher Bericht des Rechtsausschusses) 


A. Problem 

Der Vertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
der Schweiz, der auch für das Fürstentum Liechtenstein gelten 
soll, hat zum Ziele, unter Wahrung der Gegenseitigkeit die 
Rechtsstellung der Angehörigen beider Staaten bei Verkehrs- 
unfällen im anderen Land zu verbessern. 


B. Lösung 

Durch den Vertrag wird den in der Schweiz geschädigten deut- 
schen Verkehrsopfern und den in der Bundesrepublik geschä- 
digten Schweizern bei der Schadendeckung von Verkehrsunfäl- 
len Inländerbehandlung gewährt. 

Außerdem ist die gegenseitige Leistung von Amtshilfe für den* 
Fall vorgesehen, daß ein unversichertes Fahrzeug in dem ande- 
ren Vertragsstaat verwendet wird. 

Der Ausschuß empfiehlt einstimmig die Ratifizierung des Ver- 
trags. 


C. Alternativen 

Keine. 


D. Kosten 

Keine. 
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über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zu dem Vertrag vom 30. Mai 1969 zwischen der Bun- 
desrepublik Deutschland und der Schweizerischen Eidgenossen- 
schaft über die Schadendeckung bei Verkehrsunfällen 

— Drucksache VI/780 — 


A. Bericht der Abgeordneten Gnädinger und Dr. Arnold 


Der Gesetzentwurf wurde vom Deutschen Bundes- 
tag in seiner 52. Sitzung am 26. Mai 1970 ohne Aus- 
sprache dem Rechtsausschuß federführend und dem 
Ausschuß für Verkehr und für das Post- und Fern- 
meldewesen mitberatend überwiesen. Der Rechts- 
ausschuß hat den Gesetzentwurf in seiner 24. Sit- 
zung am 12. November 1970 beraten. 

In Übereinstimmung mit dem mitberatenden Aus- 
schuß für Verkehr und für das Post- und Fernmelde- 
wesen empfiehlt der Rechtsausschuß einstimmig, 
dem Gesetzentwurf zuzustimmen. 

Der vorliegende Vertrag soll die Schweizerische 
Eidgenossenschaft und die Bundesrepublik ver- 
pflichten, die Angehörigen des jeweils anderen Ver- 
tragsstaates bei der Regulierung von Schäden aus 
Kraftfahrzeugunfällen, die sich im eigenen Land 
ereignen, den Inländern gleichzustellen. 

Nach den Vorschriften der Schweizerischen Eidge- 
nossenschaft erhalten, sofern nicht in einer Gegen- 
seitigkeitsvereinbarung etwas Abweichendes vor- 
gesehen ist, ausländische Geschädigte keine Ent- 
schädigung, wenn ihnen durch ein Kraftfahrzeug 
aus einem anderen ausländischen Staat in ihrem 
Kraftfahrzeug ein Personenschaden zugefügt oder an 
ihrem Kraftfahrzeug ein Sachschaden verursacht wird 
(Artikel 40 Abs. 4 der Verkehrsversicherungsverord- 
nung). Sie erhalten ferner keinen Ersatz, wenn sie 


durch ein nicht ermitteltes Fahrzeug oder durch 
einen unberechtigten Fahrer geschädigt wurden 
(Artikel 54 Abs. 1 der Verkehrsversicherungsverord- 
nung). 

Nach dem Recht der Bundesrepublik besteht für 
ausländische Geschädigte die Einschränkung, daß 
der „Entschädigungsfonds für Schäden aus Kraft- 
fahrzeugunfällen" im Falle der Schädigung eines 
Ausländers durch ein nicht ermitteltes oder vor- 
schriftswidrig nicht versichertes Fahrzeug nur dann 
eine Entschädigung leistet, wenn die Gegenseitig- 
keit gewährleistet ist. 

Diese nach den geltenden versicherungsrecht- 
lichen Vorschriften beider Vertragsstaaten noch 
bestehenden Lücken im Schutze der Verkehrsopfer 
ausländischer Staatsangehörigkeit zu schließen, ist 
bei dem ständig zunehmenden grenzüberschreiten- 
den Verkehr beider Länder im Interesse der Opfer 
des Straßenverkehrs erforderlich. 

Uber den Kreis der Staatsangehörigen des anderen 
Vertragsstaates hinaus soll die Gleichstellung auf 
Geschädigte ausgedehnt werden, die in dem anderen 
Vertragsstaat ihren Wohnsitz haben oder minde- 
stens ein Jahr dort tatsächlich wohnhaft sind (Arti- 
kel 2). 

Daneben sichern sich beide Vertragsstaaten die 
gegenseitige Gewährung von Amtshilfe durch die 
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beiderseitigen Verkehrsbehörden für den Fall zu, Die vom Bundesrat vertretene Zustimmungsbedürf- 

daß ein unversichertes Fahrzeug in dem anderen tigkeit des Gesetzentwurfs ist nach Auffassung des 

Vertragsstaat verwendet wird (Artikel 3). Ausschusses, der hierin der Stellungnahme der Bun- 

desregierung folgt, nicht gegeben, da Artikel 3 des 
Der Ausschuß stimmt dem Gesetzentwurf auch Vertrags weder die Zuständigkeit noch das Verfah- 
bezüglich der Eingangsworte ohne Änderungen zu. ren der Länderbehörden regelt. 

Bonn, den 2. Dezember 1970 

Dr. Gnädinger Dr. Arnold 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache VI/780 — unver- 
ändert anzunehmen. 

Bonn, den 2. Dezember 1970 

Der Rechtsausschuß 

Dr. Lenz (Bergstraße) Dr. Gnädinger Dr. Arnold 

Vorsitzender Berichterstatter 
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